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Prozessbevollmächtigte: 

- Kläger -

DGB Rechtsschutz GmbH - Büro Saarbrücken -, 
Fritz-Dobisch-Straße 5, 66111 Saarbrücken, -
2473-19 -

gegen 

w e g e n Rückforderung überzahlter Dienstbezüge 

- Beklagter -

hat die 2. Kammer des Verwaltungsgerichts des Saarlandes in Saarlouis durch den 
Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichts Ehrmann am 28. Dezember 2020 

für R e c h t erkannt: 
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T a t b e  s t a n d

Der Kläger, Polizeihauptkommissar, wendet sich gegen die anteilige Rückforderung 

des Familienzuschlags der Stufe 1. 

Mit Urteil des Amtsgerichts ... vom 24.01.2005 wurde die Ehe des Klägers 

geschieden. In einem gerichtlichen Vergleich vom gleichen Tag verpflichtete sich 

der Kläger zur Zahlung eines nachehelichen Unterhalts an seine geschiedene Ehe­

frau. 

Mit Bescheid vom 07.03.2005 lehnte der Beklagte die Zahlung eines Familienzu­

schlags der Stufe 1 an den Kläger zunächst ab. Hiergegen legte der Kläger unter 

Vorlage des gerichtlichen Vergleichs Widerspruch ein und bat um „Zuweisung des 

ihm weiterhin zustehenden Familienzuschlags". Der Beklagte half dem Widerspruch 

ab und bewilligte dem Kläger mit Bescheid vom 04.04.2005 ab dem 01.02.2005 

Familienzuschlag der Stufe 1 in voller Höhe. In dem Bescheid heißt es, der Famili­

enzuschlag werde unter der Voraussetzung gezahlt, dass der Kläger geschieden 

und gegenüber dem früheren Ehegatten aus der Ehe zum Unterhalt verpflichtet sei. 

In einem Schreiben des Beklagten an den Kläger vom 04.02.2019 heißt es, in einem 

Telefonat am gleichen Tag habe der Kläger mitgeteilt, dass er seiner geschiedenen 

Ehefrau nicht zum Unterhalt verpflichtet sei. In einem weiteren Schreiben an den 

Kläger vom 06.02.2019 ist ausgeführt, in einem weiteren Telefonat habe der Kläger 

mitgeteilt, es gebe ein Urteil aus 2010, mit dem die Unterhaltszahlung an die ge­

schiedene Ehefrau aufgehoben worden sei. Um Vorlage dieses Urteils werde gebe­

ten. 

Mit Schreiben seiner Bevollmächtigten vom 14.02.2019 ließ der Kläger u.a. mittei­

len, er habe zu keinem Zeitpunkt davon ausgehen müssen, zu viel Familienzuschlag 

bezogen zu haben, insbesondere deshalb, weil er durchgehend Unterhalt an seine 

Kinder gezahlt habe, die nicht mit ihm in häuslicher Gemeinschaft gelebt hätten. 

Dem Schreiben war u.a. das Sitzungsprotokoll des saarländischen Oberlandesge­

richts vom 06.01.2011 - 6 UF 100/10 - beigefügt, aus dem sich ergebe, dass der 
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Rechtsmittelbelehrung 

Die Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils die Zu­
lassung der Berufung durch das Oberverwaltungsgericht des Saarlandes in Saar­
louis beantragen. 

Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht des Saarlandes, Kaiser-Wilhelm­
Straße 15, 66740 Saarlouis, schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe 
der für den elektronischen Rechtsverkehr mit dem Verwaltungsgericht geltenden 
Regelungen zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des vollständigen Urteils sind die 
Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist, 
soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem Oberverwal­
tungsgericht des Saarlandes, Kaiser-Wilhelm-Straße 15, 66740 Saarlouis, 
schriftlich oder in vorbezeichneter elektronischer Form einzureichen. 

Die Berufung kann nur zugelassen werden, wenn 

1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,

2. die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten auf­
weist,

3. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,

4. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundes­
verwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des
Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abwei­
chung beruht oder

5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel gel-
tend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozess­
kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch 
für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht 
eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsanwälte und die in § 67 
Abs. 4 Sätze 3, 4 und 7 i.V.m. Abs. 2 Satz 1, Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten 
Personen und Organisationen zugelassen. 

gez.:  
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B e s c h l u s s

Der Streitwert wird gemäß §§ 52 Abs. 3, 63 Abs. 2 GKG in Hö­

he des mit dem angefochtenen Bescheid geforderten Betrages 

auf 3.352,51 € festgesetzt. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen die Festsetzung des Streitwerts steht den Beteiligten oder sonst von der Ent­
scheidung Betroffenen die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht des Saar­
landes in Saarlouis, zu, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 Euro 
übersteigt. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht des Saarlandes, Kaiser­
Wilhelm-Straße 15, 66740 Saarlouis, schriftlich, in elektronischer Form nach Maß­
gabe der für den elektronischen Rechtsverkehr mit dem Verwaltungsgericht gelten­
den Regelungen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
einzulegen. 

Die Beschwerde ist nur bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Eintritt der 
Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder anderweitiger Erledigung zu­
lässig. 

gez.: 

Beglaubigt: 
Saarlouis, den 29.12.2020 
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